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Mehr Frauen sind betroffen
Frauen sind besonders häufig von Altersarmut betroffen – im
vergangenen Jahr machten sie mehr als 60 Prozent der Be-
dürftigen aus. Grund ist nach Angaben der Gewerkschaft
Nahrung-Genuss-Gaststätten (NGG) einerseits die Gehalts-
schere zwischen Männern und Frauen. Andererseits zahlen
manche Frauen aufgrund von Schwangerschaft, Kindeserzie-
hung und Halbtagsjobs häufig weniger in die Rentenkasse
ein, sagt NGG-Geschäftsführer Andreas Kampmann. jes

Vielen reicht die Rente nicht
Mehr Menschen im Alter auf Hilfe vom Sozialamt angewiesen
Kreis Kassel – Der Geldbeutel
ist leer, der Gürtel muss im-
mer enger geschnallt wer-
den: Viele Senioren kommen
mit ihrer Rente nicht über
die Runden. In Stadt und
Landkreis Kassel gibt es im-
mer mehr Senioren, die auf
Grundsicherung durch das
Sozialamt angewiesen sind.

Laut Kreissprecher Harald
Kühlborn haben im Septem-
ber diesen Jahres 1062 Men-
schen staatliche Unterstüt-
zung bezogen. Zum Ver-
gleich: Vor zehn Jahren wa-
ren es nur 836. Auch in der
Stadt Kassel erhalten immer
mehr Menschen Grundsiche-
rung: Aktuell sind es 3292,
wie Pressesprecherin Petra
Bohnenkamp mitteilt. Zehn
Jahre zuvor waren es dagegen
2022.

Deutschland könne es sich
als reiches Land allerdings
nicht leisten, Menschen mit
einer Grundsicherung „abzu-
speisen“, findet Kreisspre-

cher Kühlborn. Um Altersar-
mut entgegenzuwirken, sieht
der Landkreis eine Grundren-
te als „Schritt in die richtige
Richtung“. Altersarmut kön-
ne aber auch vielen Gering-
verdienern drohen – selbst in
„normalen Berufen“ wie in
der Pflege und der Logistik:
Solange viele Arbeitnehmer
mit geringen Löhnen leben
müssen, meint Kühlborn,
wird Altersarmut die Konse-
quenz sein.

Für die Grundsicherung im
Landkreis wird die Bedürftig-

keit geprüft – unter hohem
bürokratischen Aufwand. An-
sprüche auf Grundsicherung
hat jeder, dessen Rente den
Regelsatz, etwaige Mehrbe-

darfszuschläge und die Kos-
ten für Unterkunft und Hei-
zung nicht übersteigen. Für
eine volljährige alleinstehen-
de Person beträgt der Regel-
satz derzeit 424 Euro. Ein Ein-
Personen-Haushalt in Vell-
mar kommt so beispielsweise
auf etwa 820 Euro. Ist die
Rente nicht wesentlich hö-
her, besteht ein Anspruch auf
Grundsicherung, so Kreis-
sprecher Kühlborn.
Allerdings würden nicht alle
Menschen Grundsicherung
beantragen, obwohl sie die
Unterstützung benötigten.
Oft sei Scham der Grund,
aber auch die Grundeinstel-
lung der Generation, sagt
Kampmann. „Die Haltung
„Ich bettel nicht beim Staat“
ist bei vielen Rentnern sehr
groß. jes/lad
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Weitere Informationen zur
Grundsicherung beim Landkreis
Kassel finden Sie unter

zu.hna.de/Grundsicherung2510

Harald Kühlborn
Kreissprecher

Polizei sucht
nach jungem
Radfahrer
Hofgeismar – Am vergange-
nen Freitag, 18. Oktober, kam
es laut Polizei zu einem Un-
fall zwischen einem Radfah-
rer und einem Mädchen, das
verletzt wurde. Ein etwa
zehn oder elf Jahre alter Jun-
ge wird gesucht.

Wie die Polizei mitteilte,
ereignete sich der Zusam-
menstoß gegen 8 Uhr in der
Käthe-Kollwitz-Straße in Hof-
geismarl. Der junge Radfah-
rer soll mit einem 14-jähri-
gen Mädchen zusammenge-
stoßen sein, das beim Über-
queren der Straße offenbar
den Jungen, der von hinten
kam, übersah.

Die Beamten konnten nicht
klären, wer der Junge war
und bitten nun um Hinweise.
Nach Angaben der Zeugen
soll er zwischen zehn und elf
Jahren sein. Er hat blonde
Haare, eine Brille und trug ei-
ne schwarze Jacke. Nach Ein-
schätzungen der Polizei ist
dem Jungen wegen der Ent-
stehung des Unfalls kein Vor-
wurf zu machen. nem/lad

STANDPUNKT
Die SPD vor

dem Neuanfang

Nicht
länger

Volkspartei
VON ANDREAS LUKESCH

Ausrichtung mangelt. Am
ehesten noch stehen Christi-
na Kampmann und der Nord-
hesse Michael Roth für Er-
neuerung. Ihre Botschaften
sind wenig aufregend, aber
frisch und klar. Ob das aller-
dings ausreicht, die bleierne
Rest-SPD über die Wasserkan-
te zu heben, ist fraglich.

Welches Duo am Ende
auch immer das Rennen
macht: Es wird nicht länger
einer Volkspartei vorstehen,
sondern muss eine Bewegung
mit Tradition hinter sich ver-
einen, die nur dann wieder
erfolgreich sein kann, wenn
sie von vorn und ganz unten
anfängt, nicht links oder
rechts, sondern entschieden
und ohne Koalitionszwang.
Wenn sie in Anlehnung an
Willy Brandt mehr Sozialde-
mokratie wagt. » POLITIK

Es will einfach nicht rund
laufen. Da helfen auch alle
Beschwörungsformeln nach
dem Motto „Wir sind noch
da“ wenig. Die Gründe sind
bekannt: Die Partei wird trotz
politischer Erfolge für ihre
Beteiligung an der Regie-
rungskoalition abgestraft.
Mit der pompösen Kandida-
ten-Show wurde nur um so
offensichtlicher, dass es an
Typen mit Profil und noch
mehr an einer inhaltlichen

wenn bis zum Wochenende
noch 10 Prozent hinzukom-
men, ist das für die mit
430 000 Parteibüchern nach
wie vor mitgliederstärkste
Partei nicht viel und weit weg
von der „maximalen Basisbe-
teiligung“, auf die sich Gene-
ralsekretär Lars Klingbeil vor
den Regionalkonferenzen ge-
freut hatte. Und beim Wähler
kommt die Dauer--Beschäfti-
gung der SPD mit sich selbst
ohnehin nicht gut an.

Diese Woche war wieder ein-
mal bezeichnend für das Di-
lemma der SPD. Bei der Erin-
nerung an ihren großen Vor-
sitzenden Willy Brandt und
im Gedenken an Erhard Epp-
ler konnten die Sozialdemo-
kraten ihre einstige republik-
prägende Bedeutung in den
Vordergrund rücken, bevor
die schwärmerische Nostal-
gie wieder der sozialdemo-
kratischen Realität 2019 Platz
machen muss.

Bei der Thüringen-Wahl
droht der Partei ein einstelli-
ges Ergebnis – und auch bei
der Auszählung des Mitglie-
dervotums für den Parteivor-
sitz wird sie unter den Erwar-
tungen bleiben. Bis Anfang
der Woche hatten sich nur
rund 130 000 Genossen für ei-
nes der verblieben Kandida-
ten-Duos entschieden. Selbst

Immer noch 37 für Hofgeismar
Votum für kleineres Parlament scheitert an einer Stimme

VON LASSE DEPPE

Hofgeismar – Wie viele Men-
schen braucht es für eine De-
mokratie? In Hofgeismar
mindestens 37. So viele Ver-
treter schicken die Fraktio-
nen in die Stadtverordneten-
versammlung, die die wich-
tigsten Entscheidungen für
die Stadt tritt. Ginge es nach
den beiden größten Fraktio-
nen, CDU und SPD, könnte
dieses Gremium auch verklei-
nert werden. Mit ihrem An-
trag darauf scheiterten sie in
dieser Woche aber denkbar
knapp.

Eine Zweidrittelmehrheit
wäre nötig gewesen, um die
Vertretung auf 31 Teilneh-
mer zu reduzieren. Von den
derzeit gesetzlich veranker-
ten 37 Stadtverordneten hät-
ten also 25 mit Ja stimmen
müssen. Doch bei der na-
mentlichen Wahl votierten
nur 24 dafür.

„Eine Sternstunde der De-
mokratie“ nannte dies die
WSD einen Tag später auf ih-
rer Internetseite. Deren Frak-

tionsvorsitzender Stefan
Dworak hatte sich in der Dis-
kussion auch deutlich gegen
die Verkleinerung positio-
niert. „Ich habe mich über
diesen Antrag sehr geärgert,
er schadet der Demokratie“,
sagte er und warf den großen
Fraktionen vor, lediglich
nicht mehr ausreichend Bür-
ger für die Lokalpolitik be-
geistern zu können. „Das
gleicht einer Bankrotterklä-
rung“, so Dworak.

Dass das Interesse an Kom-
munalpolitik stetig sinke,
führte Peter Nissen, Frakti-
onsvorsitzender der SPD
auch tatsächlich als Argu-
ment für die Verkleinerung
an, als er den Antrag vorstell-

te. „Die Motivation der Men-
schen, die mitarbeiten wol-
len, ist gesunken“, sagte Nis-
sen. Die derzeitige Arbeit der
Stadtverordneten könnte
aber auch auf weniger Schul-
tern verteilt werden, in ande-
ren Bundesländern sei dies
schon längst üblich.

„Wir halten diesen Antrag
für äußerst kontraproduk-
tiv“, sagte Reinhard Priem, ei-
ner von zwei Abgeordneten
der FDP. Werde die Ver-
sammlung reduziert, mache
dies besonders den kleinen
Fraktionen das Leben schwer.
Für sie drohe dann zukünftig
wieder eine „One-Man-
Show“, so Priem. Das fördere
die ohnehin schon erkennba-

re Politikverdrossenheit.
Auch Liane Feist von der Lin-
ken kündigte an, gegen die
Verkleinerung zu stimmen.
Auch weil innerhalb der SPD
einige Abgeordnete gegen
den gemeinsamen Antrag
von SPD und CDU stimmten,
fiel er am Ende durch.

In Hofgeismar besteht die
Stadtverordnetenversamm-
lung aus 18 Vertretern der
SPD, zehn Vertretern der
CDU, fünf Vertretern der
WSD und jeweils zwei Vertre-
tern von Linken und FDP. Bei
den Sitzungen ist üblicher-
weise auch der Magistrat
samt Bürgermeister anwe-
send.
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Held des Tages: Lasse Deppe

„Eine Sternstunde der Demokratie“
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WOLFHAGEN

Kassel will zu Verantwortung stehen
Breite Mehrheit trägt millionenschwere Finanzspritze für GNH mit

Pistole auf die Brust“. Ober-
bürgermeister Christian Ge-
selle (SPD) wies dies zurück.

» ARTIKEL RECHTS

Veto des Kreises nicht mög-
lich. Um die Neuausrichtung
trotzdem durchzusetzen,
setzte man dem Kreis „die

antwortung“, sagte Hart-
mann. Man erwarte aber,
dass auch der Landkreis sich
als Anteilseigner (7,5 Prozent)
der Verantwortung stelle.

AfD, FDP, Freie Wähler und
Piraten enthielten sich zum
Nachtrag. Einzig die Kasseler
Linke lehnte Nachtrag und
GNH-Konzept wegen der ge-
planten Schließung des Kreis-
krankenhauses Wolfhagen
ab. Der Abbau der Infrastruk-
tur im ländlichen Raum sei
für Wolfhagen „ein Drama“,
sagte Fraktionschef Lutz
Getzschmann. Laut Satzung
sei die Schließung gegen das

4000 Beschäftigten sei für die
CDU das entscheidende Krite-
rium, sagte Fraktionsvorsit-
zender Dr. Michael von Rü-
den.

Von der größten sozialpoli-
tischen Entscheidung der ver-
gangenen Jahre in der Region
sprach SPD-Fraktionschef Pa-
trick Hartmann. Die SPD
glaube an die GNH-Neuaus-
richtung mit dem Klinikum
als Zugpferd und einem Ge-
sundheitszentrum in Wolfha-
gen. Das sei ein gut durch-
dachtes Konzept, das die Ar-
beitsplätze sichere. „Wir
übernehmen gerne die Ver-

VON ANDREAS HERMANN

Kassel/Wolfhagen – Die erste
Hürde für die geplante Neu-
ausrichtung der Gesundheit
Nordhessen Holding (GNH)
scheint in Kassel genommen.
Für die Freigabe der städti-
schen Millionen, mit denen
die Investitionen und die Li-
quidität des Krankenhaus-
konzerns, zu dem auch die
Wolfhager Klinik zählt, gesi-
chert werden soll, zeichnet
sich eine breite Mehrheit ab.
Und das trotz der Rechtsunsi-
cherheit nach der einstweili-
gen Verfügung des Landkrei-
ses gegen die Klinik-Schlie-
ßung in Wolfhagen.

Mit den Stimmen von SPD,
CDU und Grünen ist am Mitt-
woch im Finanzausschuss der
Nachtragshaushalt 2019 be-
schlossen worden. Damit
können 27,8 Millionen Euro
von der Stadt als Hauptan-
teilseignerin (92,5 Prozent)
als Einzahlung in die Kapital-
rücklage der GNH fließen.
Weitere 35 Millionen Euro
stellte der Magistrat bereits
als Darlehen zur Verfügung,
das der Klinikkonzern nach
Bedarf abrufen kann.

Die Ausschussmehrheit
empfiehlt den am 4. Novem-
ber tagenden Stadtverordne-
ten die Freigabe der Mittel.
Erstmals seit Gründung der
Holding (2002) wird die Stadt
Kassel damit der GNH eine –
millionenschwere – Finanz-
spritze zukommen lassen.
Dafür sprach sich nicht nur
die rot-grüne Koalition, son-
dern auch die CDU aus. Das
Klinikum mit seinen über

Immer größer, aber eben komplexer und anonymer geworden: das Klinikum Kassel. Mit der geplanten Neuausrichtung
der GNH sollen auch im Klinikum Investitionen getätigt sowie Verbesserungen für Patienten und Beschäftigte erreicht
werden. ARCHIVFOTO: DIETER SCHACHTSCHNEIDER/FLUGSCHULE FLYNOW KASSEL

Knapps Ziele
für die vier
Standorte
Kassel – GNH-Chef Michael
Knapp stellte im Ausschuss
die Probleme der vier Klinik-
Standorte, die Handlungsfel-
der und die mit der Neuaus-
richtung verfolgten Ziele dar:

Für das Klinikum Kassel ist
ein „Ergebnisverbesserungs-
programm“ geplant. Es sei
groß, aber auch komplex und
anonym geworden. Daher
müssten etwa Zugang/Orien-
tierung für die Patienten und
Prozesse für die Beschäftig-
ten verbessert werden.

Das Krankenhaus Wolfha-
gen soll den Betrieb einstel-
len, dafür soll ein fachärztli-
ches ambulantes Gesund-
heitszentrum mit Notarztein-
satzfahrzeug eingerichtet
werden. Nicht auf dem Ofen-
berg, sondern zentral in der
Stadt. In Wolfhagen seien im-
mer weniger Notfälle zu ver-
zeichnen und diese würden
bereits nach Kassel gebracht.

Das Krankenhaus Hofgeis-
mar soll den Neubau erhal-
ten. Es bleibe defizitär, müsse
aber zur Versorgungssicher-
heit sein. Ohne Neubau müss-
te auch dort in den Brand-
schutz investiert werden.

Bad Arolsen soll nach Aus-
bau von 160 auf 200 Betten
die stationären Patienten aus
Wolfhagen (etwa 2600 pro
Jahr) übernehmen – und wäre
dann „überlebensfähig“. aha
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Es geht zulasten der Bürger
Zur möglichen Schließung
der Klinik Wolfhagen:

Unabhängig vom Urteil zum
Entscheid zur Schließung
durch das Landesgericht: Der
Landkreis hat nur zehn Pro-
zent Anteil und der Bürger,
welcher für den Erhalt der
Klinik Wolfhagen als diesen
Standort stimmen/unter-
schreiben mag, ist nur ein
Wurm im System – doch vie-
le Würmer machen auch mal
Probleme. Am Ende geht es
wieder und einzig ums Geld.
Wenn der Landkreis die Kli-
nik Wolfhagen erhalten woll-
te, müsste das wieder vom
Landkreis finanziert werden.
Abgekoppelt von der GNH.

Aber mit zehn Prozent An-
teil und einer Stimme muss
Herr Schmidt leider auch
kleine Brötchen backen.
Denn er hat angrenzende
Landkreise im Nacken, wel-
che durch Gelder der GNH
profitieren könnten, zulasten
wessen es auch sein werde.
Am Ende ist es der Bürger.

Kirsten Wiedfeld, Zierenberg

Herr Thonickes „Standpunkt“
zum Streit um die Klinik ent-
hält Äußerungen, die für Pa-
tienten und ärztliche Kolle-
gen der Klinik Wolfhagen be-
leidigend sind. Was sind denn
„wirklich“ Kranke? Werden
in Wolfhagen nur unwirklich
Kranke behandelt?

Dass eine Kreisklinik eine
andere Klientel hat als ein
Krankenhaus der Maximal-
versorgung, ist selbstverständ-
lich. Zudem sind Operationen
ja nur ein Teil der Gesamtauf-

gaben einer Klinik.
Patienten mit ihren unter-

schiedlichen Anliegen wer-
den von Herrn Thonicke nicht
ernstgenommen. Die Arbeit
der Ärzte der Wolfhager Kli-
nik wird im Text abgewertet.
Das sollten sie sich nicht bie-
ten lassen.

Dr. Jutta Schlia-Zimmermann,
Riede

Meiner Meinung nach sollte
eines klar sein: Kliniken – also
auch eine wie die in Wolfha-
gen – sollten als eine Art öf-
fentliche Einrichtung betrach-
tet und behandelt werden.
Und ja, Herr Geselle, Herr Dr.
Knapp, auch hier sind wie in
allen anderen Kliniken not-
wendige Investitionen zu be-
wältigen. Aber die Angst hier-
vor rechtfertigt nie und nim-
mer eine Schließung!

Aber es gibt ja noch eine Al-
ternative, indem man einfach
mal den Spieß herumdreht:
Man verlege zum Beispiel die
lukrative Fachabteilung Herz-
operation von Kassel nach
Wolfhagen. Und schon wäre
in Wolfhagen eine gutgehen-
de, gewinnbringende Klinik
vorhanden. In dem Fall müss-
ten die Kasseler Bürger zur OP
in die Wolfhager Klinik, wo ist
das Problem? [...]

Und auch die von den Lan-
despolitikern getätigten Aus-
sagen „der ländliche Raum
müsse auch infrastrukturell
in jeglicher Richtung gestärkt
werden“. Wo bleibt hier das
Land Hessen mit einer Inter-
vention? [...]

Na Klasse, weiter so. Wir le-
ben halt in einem armen

Land, und unsere gezahlten
Steuern werden für andere,
viel, viel wichtigere Dinge be-
nötigt.
Michael Krokowski, Wolfhagen

Ich denke, auch ein Redak-
teur wie Herr Thonicke kann
sich in seiner Meinung mal ir-
ren. Ich wünschte, er würde
im Wolfhager Land leben und
jeden Tag einen Angehörigen
im Klinikum Kassel besuchen
müssen. Wie lange er dies
macht, bleibt die Frage [...]

Wenn in einer Klinik wie
Wolfhagen nur Operationen
durchgeführt werden, die we-
nig Geld bringen, wie soll so
ein Krankenhaus schwarze
Zahlen schreiben? Im Gegen-
teil: OP in Kassel, die viel Geld
bringt, und dann Nachsorge
in die Kreiskliniken zur Pflege
für weniger Einnahmen. Ist es
dann ein Wunder, dass keine
schwarzen Zahlen geschrie-
ben werden?

Auch greift Herr Thonicke
hier eine Partei an, um sie
vielleicht aufzumischen. Soll-
te er denn nicht mehr oder
weniger neutral vorgehen,
denn es geht doch hier um das
Wohl der Menschen im Wolf-
hager Land. Aber das interes-
siert ja keinen Reporter, der in
der Stadt wohnt und schnell
mal ins „superenge“ Kranken-
haus-Parkhaus fahren kann.

Scheinbar weiß Herr Gesel-
le nicht, was mit der Stadt
Wolfhagen besprochen wur-
de, sonst würde er das Argu-
ment mit dem Ärztehaus-Neu-
bau auf der grünen Wiese
nicht ins Spiel bringen.

Herbert Disqué, Schauenburg

LESERFORUM

Die vier Ziele der GNH-Neuausrichtung
Bei der geplanten und vom Aufsichtsrat beschlossenen Neuaus-
richtung der GNH gehe es nicht nur um die Wirtschaftlichkeit,
betonte GNH-Chef Dr. Michael Knapp. Als weitere Ziele strebe
der Konzern ein bedarfsorientiertes ambulant-stationäres Ver-
sorgungsangebot, zukunftssichere Investitionen sowie eine
nachhaltige Personalplanung und -gewinnung an. Verände-
rungen seien an allen vier Standorten notwendig. Knapp: „Das
ganze Umfeld hat sich verändert.“ Deshalb müsse auch das
ganze Unternehmen „umgekrempelt“ werden. aha
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